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Meinerzhagen – Eigentlich
hatte sich Gerd Wirth schon
seit neun Jahren aus der Politik
zurückgezogen. Doch wie prä-
gend sein Wirken über viele
Jahrzehntezuvorgewesenwar,
wurde nun noch einmal aus
traurigem Anlass deutlich: Die
Nachricht von seinem Tod ver-
breitete sich in Meinerzhagen
inWindeseile. AmMontag ver-
starb Gerd Wirth im Alter von
73 Jahren.
WerihnindenletztenJahren

seinerpolitischenLaufbahnbe-
gleitete, war zwangsläufig mit
seinerwohl zudieserZeit größ-
ten Leidenschaft konfrontiert:
der Reaktivierung der Volme-
talbahn. Als verkehrspoliti-
scher Sprecher der SPD-Land-
tagsfraktion war er maßgeb-
lich daran beteiligt, dass im
Jahr 2003 zunächst wieder
Gummersbach undMarienhei-
deundspäterdasVolmetaleine
Verbindung bis nach Köln hat-
ten.
Dabei war dieser Tag wohl

auch der Sauerländer Sturheit
zu verdanken, die Gerd Wirth
am21.Dezember1951bereits in
dieWiegegelegtwurde:Derge-
lernte Werkzeugmacher, der
1978 ein Studium als graduier-
ter Sozialarbeiter abschloss,
war schon in seiner Jugend ein
Streiter für die Sozialdemokra-
tie und zunächst Mitgründer
und Vorsitzender der Jusos in
Meinerzhagen, ehe er – geför-
dert durch den Bundestagsab-
geordnetenGünter Topmann–
immer höhere Ämter in der
SPD bekleidete. So auch als Ge-
schäftsführer des damaligen
SPD-Unterbezirks Märkischer
Kreis. Dies alles wurde schließ-
lich gekrönt von der Wahl in
den Landtag 1990. Bis 2005 ge-
hörteerdemParlament inDüs-
seldorf an, war auch verkehrs-
politischer Sprecher seiner
Fraktion.

Zu Gerd Wirths Tätigkeits-
feld zählte von 1979 bis 2021
auch die Arbeit im Verwal-
tungsrat zunächst der Sparkas-
se Meinerzhagen, dann der
Sparkasse Kierspe-Meinerzha-
gen. Für seine Verdienste wur-
de er im Jahr 2004mit der Gro-
ßen Westfälisch-Lippischen
Sparkassenmedaille ausge-
zeichnet.
Doch zweifellos war das Jahr

2005fürGerdWirtheineZäsur:
Dass ihm der Einzug in den
Landtag in diesem Jahr miss-
lang, nagte an ihm. Doch er
blieb derMeinerzhagener SPD,
für die er seit 1979 im Stadtrat
saß, treu. Immer geradeaus,
streitbar in der Sache und mit-
unter energisch imAuftritt – so
war Gerd Wirth in Rat und
Fraktion, die er seit 1983 als de-
ren Vorsitzender anführte, be-
kannt. Er legte den Finger in
Wunden, die andere nicht sa-
hen, und scheute keine Kon-
frontation. Auch nicht die mit
Vertretern der eigenen Partei.
Als der damalige Fraktionsvor-
sitzende der heimischen SPD
im Januar 2016 seinenRückzug
aus allen Ämtern bekanntgab,
war das im politischen Mei-
nerzhageneinPaukenschlag.
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Affeln/Plettenberg – „Der
Wolf, wenn er dürfte, erwürde
nichtdieCDUwählen.“Mitdie-
ser – etwas scherzhaftenWahl-
kampf-Bemerkung – beendete
der CDU-Generalsekretär und
Bundestagsabgeordnete Paul
ZiemiakamMittwochabendei-
ne ansonsten ernste Veranstal-
tung in der Affelner Mehr-
zweckhalle. Mehr als 150 Men-
schen nahmen teil – darunter
zahlreicheLandwirte,dieScha-
fe oder Mutterkühe halten, Be-
treiber von Pensionspferde-Be-
trieben und private Pferdehal-
ter. Viele meldeten sich zu
Wort, schilderten ihre Ängste
und Sorgen mit Blick auf die
Rückkehr desWolfes – und for-
dertendiePolitikzumHandeln
auf.
Eingeladen hatten die CDU-

Stadtverbände Neuenrade und
Plettenberg zu einer Informati-
ons- und Diskussionsveranstal-
tung „DerWolf imMärkischen
Kreis“. Nur: Echte Diskussio-
nenbleibenaus,dennWolfsbe-
fürworterin Nicole Kronauer,
Vorsitzende der Gesellschaft
zum Schutz der Wölfe, hatte
sich krankheitsbedingt ent-
schuldigen lassen. Auch einen
Vertreter des Naturschutzbun-
des habe man nicht zur Teil-
nahmebewegenkönnen, sagte
Lisa Hanke-Klute. Die Vorsit-
zende der CDU Neuenrade
bedauerte das: „Es wäre schön
gewesen,wennwirArgumente
gehörthätten,umdiesehierzu
diskutieren.“
Allerdings hatte Nicole Kro-

nauer Informationsmaterial
bereitgestellt und ein State-
ment verfasst, dasHanke-Klute
verlas.DarinverwiesdieWolfs-
schützerin unter anderem auf
den wichtigen Beitrag des
Raubtiers zum Erhalt des Öko-
systems, auf positive Erfahrun-
gen mit wolfsabweisenden
Zäunen sowie Herdenschutz-
hunden – und ihre Überzeu-
gung: Sie glaube fest daran,
dass eineCo-Existenz vonMen-
schen, Tierhaltern undWölfen
gelingenkann.
Das sahen allerdings die Po-

diumsgäste ganz anders; eben-
sowie alle Teilnehmer, die sich
später zuWortmeldeten. „Wei-
detierhaltung muss auch wei-
terhin möglich sein“, setzte
sich Ziemiak für wolfsfreie Zo-
nen ein. Er verwies auf eine
Fortpflanzungsrate von 30 Pro-
zent. „Man kann sich gar nicht
ausmalen, was passiert, wenn
man jetzt nichts macht“, for-
derte der CDU-Politiker eine
zügige Aufnahme des Wolfes
ins Jagdrecht.Manmüsse Jäger
aus der Illegalität herausholen,
sagte Ziemiakmit Blick auf Re-
gionen, „in denen der Wolf
plötzlich kein Problem mehr
sei“.
Der Bundestagsabgeordnete

Hans-Jürgen Thies ergänzte:
„Nur Jäger können das Be-
standsmanagement durchset-
zen.“ Er berichtete von Mord-
drohungengegen JägerundPo-
lizeibeamte nach Wolfsab-
schüssen, die auf behördliche
Anweisung erfolgt seien,
sprach von einem „unbe-

schreiblichen Hass“, der die-
sem Personenkreis entgegen-
gebracht werde. Passiver Her-
denschutz seimit enormen zu-
sätzlichen Zeitaufwand für die
Landwirte verbunden und mit
hohen Kosten, erklärten Thies
undBiancaWinkelmann, stell-
vertretende Fraktionsvorsit-
zende der CDU-Landtagsfrakti-
on. Mittelfristig sei das der Tod
für die Weidetierhaltung in
Deutschland.
Von gravierenden Folgen für

die Landwirte berichtete auch
Bernd Eichert,Wolfsbeauftrag-
ter des Westfälisch-Lippische
Landwirtschaftsverband und
Mutterkuhhalter im Nebener-
werb. „Wenn es so viele Risse
wie imMärkischenKreis inner-
halb von kürzester Zeit gibt,
dann muss die Politik han-

deln“, kritisierte Eichert, „dass
einem Tier alle anderen Inter-
essen untergeordnet würden“.
Herdenschutzmaßnahmen al-
leine seien keinesfalls ausrei-
chend.
Zuspruch erhielt er von ei-

nem Landwirt, der im benach-
barten Allendorf einen Pensi-
onspferdebetrieb und Mut-
terkuhhaltungbetreibt.„Eshat
schon Übergriffe in Ställen ge-
geben. Was nutzen mir dann
die Herdenschutzzäune?“ Mit
der nächsten Frage wechselte
er aus dem Stall aufs politische
Parkett, hinterfragte die Ab-
sichtserklärungen der anwe-
sendenCDU-Politiker,denndie
CDU könne vermutlich nach
derBundestagswahlnichtallei-
ne regieren. „Wie sieht es denn
aus, wenn der Koalitionspart-

nernichtmitzieht?“
„Das ist echt ein Problem“,

räumte Paul Ziemiak ein. „Mir
fehlt nach den vergangenen
zweiWochen die Fantasie, dar-
an zu glauben, dass die Politi-
ker aller anderen Parteien in
der Wirklichkeit angekom-
men sind“, spielte der CDU-Ge-
neralsekretär auf die Ereignis-
se im Zusammenhang mit der
Migrationspolitik an. „Wenn
die Menschen sich von uns ab-
wenden, müssen wir uns doch
fragen, ob wir etwas falsch ge-
macht haben“, warb er für sei-
nePartei.
Zurück auf den sauerländer

Weiden schilderte eine Pferde-
halterin: „Mein Hobby entwi-
ckeltsichzumHorror. Ichkann
nicht mehr schlafen.“ Dass die
Verluste an Pferden und Rin-
derndurchWölfedeutlich sind
geringer sind als an kleineren
Nutztieren – im Jahr 2023 wa-
ren es inDeutschlandnachAn-
gaben der Dokumentations-
und Beratungsstelle des Bun-
des (DBBW) 25 Tiere – beruhigt
die besorgten Pferdebesitzer
nicht: „Es könnte mein Tier
sein,dasgerissenwird.“EinNe-
benerwerbslandwirt aus Her-
scheid berichtete: „Die Wölfe
laufen ums Haus herum. Ich
habe 70 Schafe und Angst vor
dem Sommer.“ Er müsse zwei-
einhalb Kilometer Zaun zie-
hen, um die Tiere zu schützen.
„Das geht nicht.“ Ein Vieh-
händler aus Neuenrade wies
aufmöglichezusätzlichefinan-
zielle Einbußen für Landwirte
hin: „Ein Hof im Wolfsgebiet
wirdanWertverlieren.“
Eine andere Herscheiderin

hakte nach, wie hoch die Sum-
meder Steuergelder sei, die für
die Subventionierung von Her-
denschutzmaßnahmen aufge-
wandt werde; und zwar umge-
rechnet auf die Zahl der in
Deutschland lebenden Wölfe.
EineFrage, diediePodiumsgäs-
te nicht genau beantworten
konnten. Eine Antwort aus
dem Publikum blieb unbestä-
tigt. „Es sind inzwischen140 00
Euro pro Jahr und Wolf.“ Ein
Mitglied des Plettenberger He-
gerings folgerte: „Pferdebesit-
zer zahlen für den Schutz ihrer
Pferde. Wir zahlen für unsere
Wildtiere. Es wäre an der Zeit,
dass Wolfsbefürworter für den
Schutz der Wölfe zahlen müs-
sen.“ CARLA WITT

Große Angst um Weidetiere
CDU-Veranstaltung zum Thema Wolf: Befürworter sagen Teilnahme ab

Die Mehrzweckhalle war mit mehr als 150 Menschen sehr gut gefüllt. WITT, CARLA

CDU-Generalsekretär Paul Ziemiak forderte, ebenso wie die
anderen Podiumsgäste, die Bejagung der Wölfe. WITT, CARLA

Der Wolf stand im Mittel-
punkt. LINO MIRGELER / DPA

” Ich habe 70
Schafe und Angst vor

dem Sommer.

Landwirt aus Herscheid

” Weidetierhaltung muss auch weiterhin
möglich sein.

Paul Ziemiak, CDU-Bundestagsabgeordneter

Neuenrade – Alle drei Anträge
der SPD-Fraktion wurden im
Hauptausschussabgelehnt. Im-
merhin erreichten sie in einer
Angelegenheit einen Kompro-
miss.SohattendieSozialdemo-
kraten beantragt, dass die ur-
sprünglich verabredeten Pläne
zur Gewerbesteueranpassung
eingehaltenwürden. Imneuen
Haushaltsplan ist vorgesehen,
die Erhöhung um ein Jahr zu
schieben. Das wollte die SPD
nicht zulassen – „aus Gleich-
heitsgrundsätzen“,wie es Frak-
tionsspitze Thomas Wette er-
läuterte. Denn im Gegensatz
zum Bürger würden die Unter-
nehmenbeiderGrundsteuer ja
entlastet.
Mark Hantelmann, CDU-

Fraktionschef, verwies indes
auf „die extrem schwierige Si-
tuationderWirtschaft“Esgehe
auch um den Erhalt von Ar-
beitsplätzen. FDP-ChefMichael
Hammer sah das ähnlich. Es
gelte auch erstmal die Grund-
steuereinnahmen abzuwarten

und sollte dann gucken, wie es
weitergehe. Wette verwies
noch einmal auf das Ungleich-
gewicht, es sei fürHausbesitzer
und Mieter schwierig, auch
hättendieMenschennunnetto
weniger in der Lohntüte. Von
der CDU hieß es dann, dass die
SPD „sehenden Auges den Ver-
lust von Arbeitsplätzen in
Kauf“ nehme. Schließlichwur-
de der SPD-Antrag mehrheit-
lichabgelehnt.
Einen Kompromiss erreich-

tendieSozialdemokratenaller-
dings mit dem Antrag, für die
OGS ein eigenes Produkt im
Haushalteinzurichten.Siesind
der Meinung, dass die Offene
Ganztagsschule so ein großes
Projekt sei, dass hier mehr
Transparenz erforderlich sei.
Außerdemhabe ja jedeKita ihr
eigenesProdukt.KämmererFa-
bian Cormann erläuterte, dass
es möglich, allerdings auch
sehr aufwändig sei. „Wir krie-
gen ein Abgrenzungspro-
blem“:

Gleichwohl bekam das An-
sinnen der SPD Unterstützung
durch FDP-Chef Hammer. Cor-
mann betonte, dass das nicht
mal eben so funktioniere. Es
gelte, viel herauszutrennen
und separat darzustellen. Als
StichwortenannteerGebäude,
IT oder Arbeitsschutz und da
sei ja auch noch der Teilstand-
ort Altenaffeln. Man könne
doch die Frage konkretisieren,

was genau benötigt werde,
dann könne man ja am Ende
des JahresnocheinmaldieZah-
len liefern.
BernhardPeters, FWG, sagte,

dass ein neues Produkt also
grundsätzlich machbar sei.
Dannkönnemansichdochein-
maldieArbeitmachen,künftig
übernehme dann der Compu-
ter die Arbeit. Cormann sagte
dazu: „In der Theorie ist das

schön, es wird aber ein Mehr-
aufwand bleiben“. Michael
Hammer hingegen sagte, dass
er mit dem Cormann-Kompro-
miss leben könne. Bürgermeis-
terWiesemannsagte,dassman
die Transparenz gerne gebe,
aber den Aufwand gering hal-
ten wolle. Mark Hantelmann
war ebenfalls für den Cor-
mann-Vorschlag.Letztlichwur-
de der SPD-Antrag, bei Enthal-
tung der FWG, mehrheitlich
abgelehnt.
Kurzen Prozess gab es bei

SPD-Antrag zum Thema globa-
ler Minderaufwand in Höhe
von2Prozent, umnichtdieRü-
cklage komplett zu plündern.
Hantelmann meldete sich zu
Wort. Das eine wie das andere
sei doch „ein fiktiver Haus-
haltsausgleich“. „Das ist ja kein
Griff in die Kasse“. Das können
wir doch so lassen. Die FWG,
die FDPunddieGrünen schlos-
sen sich der Meinung an. Der
SPD-Antragwurdeabgelehnt.

PETER VON DER BECK

Drei SPD-Anträge werden abgelehnt
Sozialdemokraten erreichen aber Kompromiss in Sachen Transparenz zur OGS

Die SPD wünschte sich in Sachen Projekt Offene Ganztagsschu-
le ein eigenes Produktkonto. PETER VON DER BECK


